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Städte bzw. Gemeinden haben
ihren Hebesatz für die Ermitt-
lung ihrer Gewerbesteuer in der
Regel durch Satzung festgelegt
und können diesen selbst den
Bedürfnissen anpassen. Aus der
Multiplikation des Gewerbesteu-
ermessbetrages mit dem Hebe-
satz ergibt sich für die Unterneh-
men die zu zahlende Gewerbe-
steuer. Steigen allerdings die Ge-
werbesteuern, werden Standorte
für die Wirtschaft unattraktiv.
Regionale Oberzentren, wie die
Städte Rostock und Schwerin
oder Neubrandenburg sollten da-
her stets bedacht sein, durch eine
kluge Regionalpolitik Arbeitsplät-
ze zu erhalten. 

Wie die Landesvereinigung der
Arbeitgeber- und Wirtschaftsver-
bände und der Bund der Steuer-
zahler hat sich auch der Landes-
verband Haus &Grund Mecklen-
burg-Vorpommern, besonders
mit Blick auf die Städte Rostock
und Schwerin, gegen eine Erhö-
hung der Gewerbesteuer-Hebe-
sätze gewandt. Eine Erhöhung
der Gewerbesteuer schafft noch
längst keinen Haushaltsausgleich
in unseren hoch verschuldeten
Städten. „Dies erschwert nicht
nur die Werbung um neue Inves-
toren, sondern schädigt zuneh-
mend auch die bestehenden Un-
ternehmen“, so der Präsident der

Vereinigung der Unternehmens-
verbände für Mecklenburg-Vor-
pommern Klaus Hering (Bild
links). „Selbstverständlich müs-
sen sich Unternehmen über die
Gewerbesteuer auch an den Leis-
tungen einer Kommune beteili-
gen. Aber hier sollen Unterneh-
mer zur Kasse gebeten werden,
weil die Städte es ablehnen selber
die notwendigen Schritte zur
Haushaltskonsolidierung zu ge-
hen. Um die Pflichtaufgaben der
Städte zu erfüllen und ausufern-
de Kredite zu bedienen, sollen
jetzt auch noch diejenigen he-
rangezogen werden, die unter
schwierigen Bedingungen ein
Unternehmen im Land führen,
somit Arbeitsplätze erhalten und
Steuern zahlen.

Der Landesvorsitzende des
Bundes der Steuerzahler Mecklen-
burg-Vorpommern Dipl.-Ing.
Uwe Karsten (Bild oben) sieht zu-
dem die Grenzen der Belastung
überschritten. „Bei der Höhe der
Gewerbesteuer ist in den kreisfrei-
en Städten das Ende der Fahnen-
stange erreicht. Rostock hat be-
reits im letzten Jahr erhöht und
liegt mit einem Hebesatz von 440
Prozent schon heute an der Lan-
desspitze. Schwerin sollte bei
dem derzeitigen moderaten Satz
von 390 Prozent bleiben und sei-
ne Standortvorteile nutzen.“

Städte sollten sich stärker auf
Kernaufgaben konzentrieren!

Liebe Leser,

laut Aussagen des Bundeskar-
tellamtes sind Vereinbarungen
zwischen Unternehmen, Be-
schlüsse von Unternehmensver-
einigungen und aufeinander ab-
gestimmte Verhaltensweisen, die
eine Verhinderung, Einschrän-
kung oder Verfälschung eines
Wettbewerbs bezwecken oder be-
wirken, in Deutschland grund-
sätzlich verboten. Die miss-
bräuchliche Ausnutzung einer
marktbeherrschenden Stellung
durch ein oder mehrere Unter-
nehmen soll damit im Interesse
eines Wettbewerbes in der Bun-
desrepublik verhindert werden.
Doch wie sieht es in der Praxis
bei den Energieanbietern aller 16
Bundesländer aus?

Die vier bundesweit agierenden
Konzerne der Stromanbieter ver-
schleiern, vertuschen und kun-
geln seit Jahren in übler Art mit-
einander und spielen mit ihren
Kunden ein „Katz- und Maus-
spiel“ der üblen Art. Sie bringen
ihre Kunden in der Bundesrepu-
blik – also Mieter und Eigentü-
mer sowie die produzierende
Wirtschaft gleichermaßen – um
ihr Geld, da diese auf die Nut-
zung von Energien nun einmal
angewiesen sind. 

Die Konzernbosse der Energie-
versorger und deren Steigbügel-
halter in unterschiedlichen politi-
schen Parteien wollen – oder
können angeblich nichts dage-
gen unternehmen. Seltsam, diese
hochdotierten Typen schaffen es
doch stets, sich selbst mit horren-

den Vergütungen und Prämien
zu versorgen, was letztlich nur
Verbitterung bei den Kunden
hinterlässt. 

Beispiel: Das Bundeskartellamt
mahnte Stromversorgungsunter-
nehmen wegen überhöhter
Strompreisforderungen im Hin-
blick auf CO2-Zertifikatehandel
ab. Doch den Kunden wurde dies
von den Konzernen vorenthal-
ten. Hatte sich etwa Ihr Versorger
bei Ihnen wegen Preisüberhö-
hungen entschuldigt oder gar ei-
ne Rückzahlung veranlasst?
Wohl kaum.

Eine Gesamtheit von Unter-
nehmen gilt übrigens als markt-
beherrschend, wenn sie:
1. aus drei oder weniger Unter-
nehmen besteht, die zusammen

Nach wie vor fehlender Wettbewerb bei Energieangeboten

Ehrenpräsident Erwin Mantik
von Haus&Grund Mecklenburg-
Vorpommern (Bild unten) be-
fürchtet, dass auch bodenständi-
ge Eigentümer und Vermieter
von Wohn- und Gewerberaum
zunehmend Probleme bekom-
men, wenn Unternehmnen im
Land noch weiter belastet wer-
den. „Durch die weitere Gefähr-
dung der im Land so knappen
Arbeitsplätze wird auch für uns
Vermieter nichts besser. Die Städ-
te des Nordostens bluten als Fol-
ge des Fortzugs ihrer Bewohner
mangels Arbeitsangeboten noch
stärker aus. Sollte die Unterneh-
mensteuerreform in ihrem jetzi-
gen Entwurf vom Bundesrat ver-
abschiedet werden, würde sich
die Erhöhung der Gewerbesteu-
er-Hebesätze auch auf den ge-
werblichen Einzelhandel und die
Gastronomie in den Innenstäd-
ten negativ auswirken und den
Leerstand von Geweberäumen
zunehmend beeinflussen.“ Hier
ist bei den meisten Unterneh-
men durch die extremen Ener-
giepreissteigerungen und kom-
munalen Belastungen ohnehin
bereits deren Schmerzgrenze er-
reicht.

Die Städte in Mecklenburg-Vor-
pommern wären gut beraten,
sich künftig stärker ihren Kern-
aufgaben zu widmen, ihre wirt-
schaftlichen Betätigungen auf
notwendige Bereiche zu be-
schränken und ihre Haushalte
vor allem auf der Ausgabenseite
endlich konsequent zu konsoli-
dieren. Im Vergleich liegen
Nachbarstädte in Schleswig-Hol-
stein, wie Mölln bei einem Hebe-
satz von 320 Prozent, Schwarzen-
bek oder Halstenbek sogar bei
nur 310 Prozent. 

Das Unternehmenssteuergesetz
2008 wird zusammen mit der ab
1. Januar 2009 geltenden Abgel-
tungssteuer tiefgreifende Verän-
derungen der Unternehmensbe-
steuerung aber auch der Besteue-
rung von Privatpersonen mit
sich bringen, da die neue Abgel-
tungssteuer (Zinssteuer) künftig
für Zinsen, Dividenden und Erlö-
se aus Wertpapierverkäufen etc.
gilt. Nur bei sehr wenigen natür-
lichen Personen bzw. Personen-
gesellschaften mit geringen Er-
trägen fällt keine Gewerbesteuer
an. H&G M-V

einen Marktanteil von 50 vom
Hundert erreichen, oder
2. aus fünf oder weniger Unter-
nehmen besteht, die zusammen
einen Marktanteil von zwei Drit-
teln erreichen,
es sei denn, die Unternehmen
weisen nach, dass die Wettbe-
werbsbedingungen zwischen ih-
nen einen wesentlichen Wettbe-
werb erwarten lassen oder die
Gesamtheit der Unternehmen im
Verhältnis zu den übrigen Wett-
bewerbern keine überragende
Marktstellung hat.

Und genau hier liegt der „Hase
im Pfeffer“: Die vier großen
Stromkonzerne, aber auch diver-
se Erdgasversorger erfinden ihre
Verbraucherendpreise frei nach
Augenmaß, ohne jemals eine
tragbare oder nachvollziehbare
Kalkulation ausgewiesen zu ha-
ben. Die Durchsetzung des Kar-
tellverbots gehört zwar als fester
Bestandteil zu den zentralen Auf-
gaben des Bundeskartellamtes,

um Absprachen zwischen Unter-
nehmen über die Festsetzung
von Preisen oder Absatzquoten
sowie über die Aufteilung von
Märkten zu verhindern. 

Zwar hatte das Bundeskartell-
amt in vergangenen Jahren
schon einige Erfolge in der Wirt-
schaft erzielt, jedoch aus uner-
klärbaren Gründen kaum etwas
bei den Konzernen der Energie-
anbieter. Im Zeitraum 2005/06
hat das Bundeskartellamt Buß-
gelder in Höhe von insgesamt
168,4 Mio. Euro verhängt. Be-
troffen waren z.B. nur die Versi-
cherungswirtschaft, die Trans-
portbetonbranche, der Pharma-
großhandel und die Speditions-
branche. Kein Energieversorger! 

Fast zynisch klingt da die An-
kündigung: „Um auch zukünftig
erfolgreich den Wettbewerb
schützen zu können, hat das
Bundeskartellamt eine interne
Umstrukturierung vorgenom-
men, somit die Arbeit des Amtes

effizienter zu gestalten und die
Arbeitslast der Beschlussabteilun-
gen zu optimieren. Hierzu ist ge-
plant, eine zweite Kartellabtei-
lung einzurichten. Darüber hi-
naus wurde im Juli 2007 ein öko-
nomisches Grundsatzreferat neu
eingerichtet.” Wie sehr sollten
wir bodenständigen Steuerzahler
uns doch über die Schaffung wei-
terer (teurer und sinnloser) Be-
amtenplätze im Bundeskartell-
amt freuen. Oder ziehen wir als
Bürger gewohnheitsgemäß unse-
re Zipfelmütze noch etwas tiefer
über unsere Augen und dulden
weiterhin die Abzockereien?

Haus&Grund muss bundesweit
noch intensiver mit einheitlicher
Stimme fordern, geschlossen die
Politiker aller Couleur bemühen
sowie die Wirtschaft aktiv mit
einbinden, wenn es darum geht,
eine vertretbare Lösung der für
uns unzumutbaren Energiever-
sorgungspreise zu schaffen.

Ihr ERWIN MANTIK
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Eine Stadt oder Gemeinde be-
stimmt, ob und in welchem Rah-
men von dem in ihrem Gebiet
liegenden Grundbesitz eine
Grundsteuer zu erheben ist. Steu-
ergegenstand ist also jeweils der
Grundbesitz im Sinne des Bewer-
tungsgesetzes. 

In diesem steuerlichen Bereich
hat sich eine Änderung der
Rechtsprechung zum Vorteil der
Eigentümer ergeben. Wie uns die
Rechtsanwältin Monika Rachow,
Vorsitzende von Haus & Grund
Schwerin (Bild) mitteilt, hat sich
das Bundesverwaltungsgericht in
Leipzig inzwischen der Bundesfi-
nanzhof-Rechtsprechung zum
Grundsteuererlass angeschlossen,
sodass dieser künftig nicht nur
bei atypischen und vorüberge-
henden Ertragsminderungen in
Betracht kommt, sondern auch
bei strukturellem Leerstand.
Demnach kommt jetzt ein
Grundsteuererlass gem. § 33 
Abs. 1 Grundsteuergesetz (GrStG)
nicht nur bei atypischen und vo-
rübergehenden Ertragsminderun-
gen in Betracht, sondern kann

auch strukturell bedingte Ertrags-
minderungen nicht nur vorüber-
gehender Natur berücksichtigen. 

Das BVerwG hatte im Jahr
2001 zunächst entschieden, dass
ein Grundsteuererlass wegen ei-
ner Ertragsminderung für Miet-
objekte generell nicht in Betracht
kommt, wenn diese auf die allge-
meine Wirtschaftslage, d. h. auf
einen sog. strukturellen Leer-
stand zurückzuführen ist. Von ei-
ner solchen Situation seien
schließlich alle Grundstücksei-
gentümer betroffen. Deshalb
komme auch nicht ein auf den
Einzelfall bezogener Steuererlass
in Betracht. Der in der Unver-
mietbarkeit zum Ausdruck kom-
mende geringere Wert des Miet-
objekts könne nur bei einer Neu-
festsetzung des Einheitswertes
berücksichtigt werden. Ein
Grundsteuererlass sei deshalb
nur in Fällen atypischer und vo-
rübergehender Ertragsminderung
zu gewähren. Künftig will der
Bundesfinanzhof von dieser
Rechtsprechung abweichen. In
dem hierfür vorgesehenen Ver-

fahren vor dem Gemeinsamen
Senat der obersten Gerichtshöfe
des Bundes hat das Bundesver-
waltungsgericht mitgeteilt, dass
es an seiner bisherigen Recht-
sprechung nicht mehr festhalte
(BVerwG, Beschl. v. 24. April
2007 – BVerwG GmS-OGB 1.07).

Grundsteuererlass bei
strukturellem Leerstand 

RECHTSPRECHUNGSÄNDERUNG

Monika Rachow, Vorsitzende
Haus&Grund Schwerin

Verändern sich im Land die Be-
völkerungszahlen bzw. deren ge-
sellschaftliche Strukturen, erge-
ben sich daraus jeweils Bewegun-
gen im Wohnraumbedarf, Verän-
derungen der Versorgungs- und
Dienstleistungsstrukturen etc.
Darauf sollten sich umsichtige
Eigentümer und Vermieter beim
künftigen Angebot von Wohn-
und Gewerberaum in Mecklen-
burg-Vorpommern rechtzeitig
einstellen.

Im Jahresdurchschnitt 2005
lebten nach Angaben des Statisti-
schen Amtes von Mecklenburg-
Vorpommern in den Privathaus-
halten Mecklenburg-Vorpom-
merns noch insgesamt 1,71 Mio.
Personen (846.217 Männer und
861.049 Frauen). Die weitaus
überwiegende Mehrzahl (1,4
Mio. bzw. 82,3 Prozent) lebte in
Mehrpersonenhaushalten. Im
Land gab es 833.600 Privathaus-
halte, 18.800 Haushalte mehr als
im Vorjahr 2004. 

Rund 302.000 Personen bilde-
ten Einpersonenhaushalte. Eine
Zunahme verzeichneten auch die
Zweipersonenhaushalte. Ge-
genüber dem Vorjahr stieg ihre
Zahl um 10.600 bzw. 3,6 Prozent
auf insgesamt 304.500 Zweiper-
sonenhaushalte im Jahresdurch-
schnitt 2005. Zweipersonenhaus-
halte sind in Mecklenburg-Vor-
pommern (noch) die häufigste
Haushaltsgröße: 2005 lag ihr An-
teil an allen Privathaushalten bei
36,5 Prozent. Es überrascht
nicht, dass von den 60- bis 70-
Jährigen mit 62,9 Prozent
(82.000 von insgesamt 130.400
60- bis 70-Jährigen) der nach Al-
tersklassen höchste Anteil in
Zweipersonenhaushalten lebt.
Die Kinder sind auch bei längerer
Ausbildungszeit („Nesthockeref-
fekt“) aus dem Haus, die Lebens-
erwartung ist gestiegen und die
wohnliche Trennung ist bei Paa-
ren dieses Alters eher selten. Die
Zahl der Dreipersonenhaushal-

te, die in den Vorjahren noch ge-
stiegen war (2004: +3,1 Prozent;
2003: +1,5 Prozent), ging 2005
zurück und erreichte 136.900.
Das entsprach einem Anteil der
Dreipersonenhaushalte an allen
Privathaushalten von 16,4 Pro-
zent. Größere Privathaushalte
mit vier oder mehr Personen
werden in Mecklenburg-Vorpom-
mern immer seltener. Während
1991 noch in etwa jedem vierten
Privathaushalt vier oder mehr
Personen lebten, gab es diese
Haushaltsgröße im Jahresdurch-
schnitt 2005 nur noch in etwa je-
dem zehnten Privathaushalt. Im
Jahresdurchschnitt 2005 gab es
noch 72.500 Vierpersonenhaus-
halte (–10,8 Prozent bzw. –8800
Haushalte) und 17.800 Haushal-
te mit fünf und mehr Personen
(–16,4 Prozent bzw. –3500 Haus-
halte). Deutlich schwankt aller-
dings die durchschnittliche
Haushaltsgröße nach Gemeinde-
größenklassen. 

Mit Inkrafttreten des „Vierten
Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz
IV) hatte sich in Mecklenburg-
Vorpommern die Zahl der Emp-
fänger von laufender (Sozial-)Hil-
fe zum Lebensunterhalt von
70.184 Personen zum Jahresende
2004 auf 7659 Personen in 2005
verringert. Grundsätzlich er-
werbsfähige Personen erhalten
seitdem bei Bedürftigkeit insbe-
sondere Leistungen zur Grundsi-
cherung in Form von so genann-
tem Arbeitslosengeld II. In die-
sem Zusammenhang ist auch die
Zahl der Wohngeldempfänger
von 139.652 Haushalten Ende
2004 auf 36.932 Haushalte in
2005 zurückgegangen, das sind
4,4 Prozent aller Privathaushalte
(Bundesdurchschnitt: 2,1 Pro-
zent). Die Anzahl der Asylbewer-
ber und gleichgestellter Personen
belief sich 2005 auf 4208 Perso-
nen. H&G M-V

Bevölkerungsabnahme, aber
weiteres Ansteigen der Ein- und
Zweipersonenhaushalte

Die Kosten für die regelmäßige
Überprüfung von technischen
Anlagen – hier Elektroanlage –
sind Betriebskosten, die vom
Mieter zu tragen sind. Die regel-
mäßige Überprüfung der Funkti-
onsfähigkeit einer elektrischen
Anlage eines Hauses dient der
vorsorgenden Sicherheit und
nicht der Beseitigung von Män-
gel – gehört somit nicht zu In-
standhaltungs- und Instandset-
zungskosten, die regelmäßig
nicht vom Mieter zu tragen sind,
sondern dient allein der Vorsor-
ge, wie z.B. auch Schornsteinfe-
gerarbeiten usw. 

Auch hier hat es der Bundesge-
richtshof (BGH) in seinem Urteil
vom 14. Februar 2007 (Az.: VIII
ZR 123/06) mit einer Kleinstfor-
derung eines Vermieters aus ei-
ner Nebenkostenabrechnung
von nur wenigen Euro zu tun ge-
habt. Er hat die Mieterin einer
Wohnung verurteilt, Kosten, die
der Vermieterin durch die Über-
prüfung der Betriebssicherheit
der Elektroanlage im Haus ent-
standen waren, als Betriebskos-
ten zu bezahlen. Im Mietvertrag
war auf Anlage 3 Nr. 17 zu § 27
II. Berechnungsverordnung Be-
zug genommen worden. Bei den
sonstigen Betriebskosten waren
u. a. die Kosten für die Revision
von Elektroanlagen, Gasgeräten,
brandschutztechnischen Einrich-
tungen sowie weiterer installier-
ter Haustechnik aufgeführt. Die
Revision der Elektroanlagen ließ
die Vermieterin entsprechend
den berufsgenossenschaftlichen
Unfallverhütungsvorschriften im
Abstand von vier Jahren durch-
führen. In den Vorinstanzen war
sie unterlegen, weil Amtsgericht

und Landgericht der Meinung
gewesen waren, die Vermieterin
komme mit der Durchführung
dieser Arbeiten in erster Linie ih-
rer Verkehrssicherungspflicht
nach. 

Dem gegenüber stellt der BGH
heraus, die Überprüfung der
Elektroanlage diene als solche
nicht der Mängelbeseitigung,
vielmehr liege eine regelmäßig
anfallende, nicht durch eine be-
reits aufgetretene Störung veran-
lasste Maßnahme vor. Die regel-
mäßige Prüfung der Betriebssi-
cherheit kann mittelbar zu einer
Minderung der Instandhaltungs-
kosten führen, weil Mängel in-
folge der Inspektionen frühzeitig
erkannt und im Einzelfall mit ei-
nem geringeren Kostenaufwand
beseitigt werden können. 

Praxistipp 

Zu beachten ist allerdings, dass
die Vermieterin nur deshalb Er-
folg hatte, weil sie bei den „sons-
tigen Betriebskosten“ im Sinne
des § 2 Nr. 17 Betriebskostenver-
ordnung (bzw. früher Anlage 3
Nr. 17 zu § 27 II. Berechnungsver-
ordnung) die Revisionsarbeiten
ausdrücklich im Vertrag aufge-
führt hatte. Aus Vermietersicht
lohnt es sich, schon bei Ab-
schluss des Mietvertrages alle nur
denkbaren „sonstigen Betriebs-
kosten“ aufzuführen, um sie spä-
ter wirklich umlegen zu können.
Von Ihnen verwendete Formulare
sollten Sie entsprechend ergän-
zen. Wir hatten in unserer Zei-
tung bereits in der Vergangenheit
mehrfach über mögliche „sonsti-
ge Betriebskosten“ berichtet. 

Kosten der Prüfung der
Betriebssicherheit von Anlagen
können umgelegt werden

SONSTIGE BETRIEBSKOSTEN

Die Lebensdauer einer Heizung
beträgt – abhängig von Nutzung
und Qualität der Anlage – etwa
15 bis 25 Jahre. Neben einem De-
fekt oder der Alterung spielen
aber auch andere Gründe für ei-
ne Heizungsmodernisierung oft
eine Rolle, beispielsweise das Ein-
halten gesetzlicher Vorschriften,
Komfortansprüche, Umwelt-
aspekte und natürlich die Wirt-
schaftlichkeit. Für das Thema
Wirtschaftlichkeit steht fest: Eine
neue Heizung spart im täglichen
Gebrauch aufgrund der schwin-
delerregenden Preissteigerungen
bei den Energie- oder Brennstoff-
kosten in den letzten Jahren.

Weitere Gründe für eine
Heizungsmodernisierung

1. Aktiver Umweltschutz durch
weniger Energieverbrauch
2. Geringere Heizkosten
3. Reduzierung der Wartungs-/
Instandhaltungskosten
4. Komfortgewinn durch moder-
ne Anlagen, einfache Regelung,
ein gutes Raumklima
5. Platzgewinn, da moderne An-
lagen meist weniger Raum benö-
tigen
6. Inanspruchnahme von staatli-
chen Zuschüssen und Zinsvortei-
len

Eine Modernisierung der Hei-
zung mit energie-effizienten Sys-
temen bietet dabei ein Einspar-
potenzial von bis zu 50 Prozent.
Aber man sollte sich fragen, was
jeder Einzelne darüber hinaus
noch tun kann, um den Geld-
beutel zu entlasten und die Um-
welt zu schonen. 

Zusätzlich Heizkosten-
senkung nach Heizungs-
modernisierung

1. Heizkörper
Stellen Sie keine Möbel oder Wä-
scheständer vor die Heizung, da
sich die Wärme sonst nicht frei
im Raum verteilen kann. Ein-
sparpotenzial: ca. 8 Prozent.
2. Lüften 
Richtiges Lüften spart Heizkosten
– Am besten alle 2 bis 3 Stunden
kurz Stoßlüften, d.h. für Durch-
zug sorgen, so kann man durch-
schnittlich im Jahr z. B. 500 l
Heizöl sparen.
3. Raumtemperatur
Jedes Grad weniger senkt die
Heizkosten eines Zimmers um
rund 5 Prozent. In der Küche ge-
nügen meist 16° C, da Elektroge-

räte noch Wärme abgeben, im
Schlafzimmer reichen 15° C,
denn kühles Schlafen ist gesund.
Ersparnis: rund 5 Prozent.
4. Rollladen und Vorhänge
Sperren Sie abends die Kälte ein-
fach mit Rollladen oder Vorhän-
gen aus. Der Spareffekt erhöht
sich sogar noch, wenn Sie mit
selbstklebenden Schaumstoff-
streifen aus dem Baumarkt zugi-
ge Fenster abdichten. Ersparnis:
ca. 12 Prozent.
5. Rabatte nutzen
Bestellen Sie das Heizöl gemein-
sam mit Ihren Nachbarn. Je grö-
ßer die Menge, die abgenommen
wird, desto billiger der Preis. Ein-
sparpotenzial: 5 bis 10 Prozent.

Welche Fördermittel ste-
hen dem Heizungsmoder-
nisierer zur Verfügung?

Es gibt viele Möglichkeiten Zu-
wendungen vom Staat zu erhal-
ten. Der Umfang hängt vor allem
von drei entscheidenden Fakto-
ren ab: 
• Art und Umfang der Moderni-
sierung 
• Rechtzeitige Beantragung der
Fördermittel 
• Standort der Immobilie

Im Allgemeinen gilt: Je um-
weltfreundlicher die neue Hei-
zung ist und je umfassender die
Maßnahmen zur CO2-Einspa-
rung sind, desto mehr finanzielle
Unterstützung fließen von Bund,
Ländern, Kommunen und Ener-
gieversorgern in Ihre neue Hei-
zungsanlage. Grundsätzlich sind
die Förderprogramme auf Län-
der- und Bundesebene zu finden.
Bundesweite Fördermittel wer-
den vornehmlich von der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW)
zur Verfügung gestellt. Auf Lan-
des- und Kommunalebene wird
außerdem eine Vielzahl von indi-
viduellen Programmen angebo-
ten. H&G M-V

Heizungsmoderni-
sierung klug planen

Steuerersparnisse und individu-
elle Gestaltungsmöglichkeiten
bei der Erbregelung sprechen in
vielen Fällen für eine Übertra-
gung von Immobilien zu Lebzei-
ten. Haus&Grund Mecklenburg-
Vorpommern rechnet nämlich
mit einer spürbaren Steuermehr-
belastung beim Vererben von Im-
mobilien, denn bis Ende 2008
tritt in Deutschland ein neues
Erbschaft- und Schenkungsteuer-
gesetz in Kraft.

Grund der Steuererhöhung:
Das bislang geltende Gesetz wur-
de vom Bundesverfassungsge-
richt als verfassungswidrig einge-
stuft. Das aktuelle Verfahren zur
Ermittlung des Immobilienwer-
tes belaste Hauseigentümer re-
gional unterschiedlich stark und
verstoße damit gegen den
Grundsatz der Gleichheit, so der
Beschluss. Wir rechnen mit ei-
nem allgemeinen Anstieg der
Steuerbelastung beim künftigen
Vererben von Immobilien. Es wä-
re also nur zu empfehlen, dass
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümer Immobilien oder
Grundstücke nach Möglichkeit
vor Inkrafttreten des neuen Ge-
setzes per Schenkung übertragen
sollten. Die Nachkommen oder

Erbnehmer könnten so dadurch
einen erheblichen Teil der Steu-
erzahlungen sparen. Wurden bis-
her im Durchschnitt etwa 50 bis
60 Prozent des Verkehrswertes ei-
ner Immobilie versteuert, dürfte
dieser Satz zukünftig auf 70-80
Prozent ansteigen. Wer noch vor
Inkrafttreten des neuen Gesetzes
eine Schenkung vornimmt,
könnte den Nachkommen damit
Bares sparen.

Wenn Sie Privatvermögen über
den Weg einer aktiven Schen-
kung an die Nachkommen ver-
machen – sollte dieses bedingt
schrittweise erfolgen. Denn Er-
ben können alle zehn Jahre aufs
Neue einen Steuerfreibetrag gel-
tend machen, dessen Höhe vom
jeweiligen Verwandtschaftsgrad
abhängt. An dieser Zehn-Jahres-
Regelung wird sich durch die be-
vorstehende Gesetzesänderung
voraussichtlich auch in Zukunft
nichts ändern. Bei direkten
Nachkommen wie den eigenen
Kindern beträgt der Freibetrag
derzeit 205.000 Euro. Erben
Freunde oder Patenkinder, sind
es immerhin noch 5200 Euro.
Wer das Vermögen über mehrere
Jahrzehnte gestückelt vererbt,
kann somit jedes Mal erhebliche
Steuersummen sparen.

Natürlich haben viele Eigentü-
mer große Vorbehalte und Ängs-
te, Haus, Wohnung oder Grund-
stück schon zu Lebzeiten aus der
„warmen Hand“ zu geben. Man
fürchtet, z. B. im Streitfall mit
Erbnehmern sein Wohnrecht zu

verlieren. Doch über Schen-
kungsverträge lassen sich alle Zu-
satzvereinbarungen wie lebens-
langes Wohnrecht oder eine spä-
tere Pflege eindeutig vertraglich
regeln. So könne man auch den
eigenen finanziellen Lebensun-
terhalt individuell absichern, bei-
spielsweise durch Rentenzahlun-
gen der neuen Eigentümer an
den Ehemaligen oder durch den
sogenannten Nießbrauch bis
zum eigenen Ableben. Dabei
geht das Haus zwar in das Eigen-
tum des Beschenkten über, der
Schenkende kann aber weiterhin
z.B. die Mieteinnahmen der Im-
mobilie verwenden. Grundsätz-
lich sollten jedoch Vorsorgemaß-
nahmen wie Nießbrauch oder
Pflegevereinbarungen generell
vertraglich fixiert werden. Ver-
tragspartner sollten dabei unbe-
dingt auf die Beratung eines
fachkundigen Rechtsanwalts
oder Notars setzen und sich vor-
ab in ihrem Haus & Grund-Ver-
ein informieren, wer dafür regio-
nal in Frage kommt. Damit
schützen Vererbende und Erben
sich nicht nur vor späteren Strei-
tigkeiten und Zerwürfnissen,
sondern auch vor unnötigen
Zahlungen von Erbschaftsteuern.
Wird z.B. bei der Übergabe einer
Immobilie ein lebenslanges
Wohnrecht vertraglich verein-
bart, vermindert sich dadurch
der Immobilienwert, welches
wiederum die Schenkungsteuer
für die Erben deutlich reduziert.

Neues Erbschaftsteuergesetz 
ab dem Jahr 2008

Sie wollen Ihre Immobilie 
vermieten oder verkaufen?
Wir sind Ihr professioneller Ansprechpartner!

Nutzen Sie unser starkes bundesweit und international 
tätiges Netzwerk!

Wir bieten Ihnen neben den nötigen Kontakten, umfassenden
Service und fundiertes Fachwissen bei der Vermarktung Ihrer
Immobilie!

Vereinbaren Sie telefonisch Ihren persönlichen Gesprächs-
termin unter 0381/128359-0.

Die Immobilienmakler! Regional. National. International.

RE/MAX Profi Immobilien
Rosa-Luxemburg-Straße 16, 18055 Rostock, www.remax.de

Die Kündigungsfrist für Mieter
beträgt meist drei Monate, unab-
hängig von der Dauer des Miet-
verhältnisses. Beim Vermieter
richten sich die Kündigungsfris-
ten nach der Dauer des Mietver-
hältnisses, seit 2001 jedoch ma-
ximal neun Monate. 

Fristen aus
dem Mietrecht



festen Brennstoffen können da-
rüber hinaus erhebliche Mengen
an Staub auftreten. „Diese Emis-
sionen und noch eine Vielzahl
anderer schädigen nicht nur die
Umwelt, sondern sind auch für
den Menschen direkt gesund-
heitsschädigend“, so der Ab-
schlussbericht. Die Ansiedlung
fossiler Energieanlagen harmo-
niert auch in keiner Weise mit
den Bemühungen der Landesre-
gierung von Mecklenburg-Vor-
pommern in der Entwicklung
und Förderung zukunftsfähiger,
erneuerbarer Energien.

H&G M-V
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Die Finanzierungskosten für
größere Solarkollektoren (ab 40
m2 Kollektorfläche) haben sich
in jüngster Zeit spürbar vermin-
dert. Hintergrund: Bereits seit
dem 1. Mai 2007 bietet die KfW
Förderbank aus ihrem Programm
„Erneuerbare Energien“ wieder
zinsgünstige Darlehen in Kombi-
nation mit Tilgungszuschüssen
des Bundesumweltministeriums
an.

Der Zuschuss, den es bei Vorla-
ge eines entsprechenden Verwen-
dungsnachweises gibt, kann bis
zu 30 Prozent der förderfähigen
Investitionskosten betragen. Bei
Solarkollektoren reicht das För-
derspektrum von der Aufberei-
tung von Warmwasser bis zur
Unterstützung der Heizung, von
der Kühlung bis zur Erzeugung
industrieller Prozesswärme. Bei
Anlagen zum Verfeuern fester
Biomasse und zur Nutzung der

Tiefengeothermie, die ebenfalls
aus diesem Programm gefördert
werden, richtet sich der Tilgungs-
zuschuss nach der Nennwärme-
leistung. Gegenstand der Förde-
rung sind zudem Investitionen
in Wärmenetze, die den Einsatz
von Solarkollektoren, Biomasse
und Tiefengeothermie in Zusam-
menhang mit den oben genann-
ten Maßnahmen unterstützen. 

Antragsberechtigt sind Unter-
nehmen, Freiberufler, Privatleu-
te, gemeinnützige Einrichtungen
und Kommunen. Während letz-
tere ihre Förderanträge direkt bei
der KfW einreichen, ist für alle
übrigen der Weg über die Haus-
bank obligatorisch. Förderanträ-
ge sind jeweils vor Baubeginn zu
stellen.

Weitere Infos unter www.kfw-
foerderbank.de oder telefonisch
zum Ortstarif unter 0 18 01/
335577.

KfW-Programm „Erneuerbare
Energien“ wieder offen

SOLARANLAGEN

Da dem Blauen Planeten der
Untergang vorausgesagt wird,
sollte der Mensch auf der Erde
nicht so weiter werkeln wie bis-
her. Es mutet da bizarr an, wenn
ein Kernkraftwerk durch ein
Steinkohlekraftwerk ersetzt wer-
den soll. In Lubmin bei Greifs-
wald in Mecklenburg-Vorpom-
mern jedoch gibt es genau diesen
Plan: Dort soll an der Stelle des
ehemaligen Kernkraftwerkes ein
Energiestandort mit einem Stein-
kohlekraftwerk sowie einem wei-
teren Gas- und Dampfkraftwerk
für rund eine halbe Milliarde
Euro errichtet werden. Als struk-
turbildende Maßnahmen sind
nach der Wende zig Millionen
Euros an Steuer- und Fördermit-
teln in die Region geflossen, um
dort den naturnahen Tourismus
zu entwickeln. Vor diesem Hin-
tergrund beurteilen auch die pri-
vaten Eigentümer der Region die
Pläne, ein Steinkohlekraftwerk in
Lubmin zu errichten, als beson-
ders kontraproduktiv.

Angehende Landschaftsplaner
der Technischen Universität Ber-
lin hatten das Vorhaben nicht
nur unter ökologischen Gesichts-
punkten begutachtet. Ihr Fazit:
Der Bau eines Steinkohlekraft-
werkes in diesem Gebiet ist
höchst brisant. Das Kernkraft-
werksgelände liegt nicht nur in
unmittelbarer Nähe von Land-
schaftsschutzgebieten wie dem
Greifswalder Bodden mit höchs-
ter Schutzkategorie, von den
Emissionen des Kraftwerks wären
auch zwei Haupturlaubsgebiete
Deutschlands betroffen – die In-
seln Rügen und Usedom. Im Um-
kreis von 100 Kilometern wäre
der Schadstoffausstoß noch spür-
bar. Bei der Verbrennung von
fossilen Energieträgern entstehen
Luftschadstoffe wie Schwefeldi-
oxid und Stickoxide, die zur Bil-
dung des sauren Regens beitra-
gen. Findet die Verbrennung
nicht vollständig statt, werden
weiterhin Kohlenmonoxide, un-
verbrannte Kohlenwasserstoffe
und Rußpartikel emittiert. Bei

Energieabgase in
Urlaubshochburg?
Planung eines Steinkohlekraftwerkes 
bei Lubmin

Öko-Energien liefern zuverläs-
sig Strom und Wärme – und er-
setzen immer häufiger fossile
Energieträger im Haus. Die KfW
Förderbank unterstützt entspre-
chende Anschaffungen bei neu-
en und gebrauchten Immobilien.
Um energetisch auf der Höhe der
Zeit zu sein, erzeugen immer
mehr Besitzer von Immobilien
Strom und Wärme selbst. Sie spa-
ren dadurch teure Energiekosten
– und schützen die Umwelt. Der
Staat greift ihnen dabei unter die
Arme. Das von der KfW Förder-
bank angebotene Programm „So-
larstrom erzeugen“ ist ein Bei-
spiel dafür. Adressaten der Förde-
rung sind Häuslebauer und Besit-
zer einer privaten Immobilie, die
sich eine Fotovoltaik-Anlage zur
Stromerzeugung aufs Dach set-
zen oder eine bereits bestehende
Anlage erweitern. Die KfW För-
derbank stellt ihnen dafür zins-
günstige Kredite bis zu 50.000
Euro in Aussicht. Für den ins
Netz eingespeisten Strom sieht
das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) zusätzlich noch eine Ver-
gütung vor. Die Anschaffung ei-
ner gebrauchten Anlage wird von
der KfW nicht gefördert.

Neben den eigentlichen Inves-
titionskosten sind auch die Kos-
ten für Planung, Montage und
Netzanschluss förderfähig. Inves-
toren können unter verschiede-
nen Kreditlaufzeiten (maximale
Laufzeit: 20 Jahre) wählen. Je
nach Laufzeit sind bis zu drei til-
gungsfreie Anlaufjahre möglich.
Der Zinssatz kann wahlweise für
fünf oder zehn Jahre fest verein-
bart werden. Anträge müssen vor
Beginn der Maßnahme gestellt
werden. Der Weg zur Förderung
durch die KfW beginnt bei der

Hausbank, die bankübliche Si-
cherheiten verlangt. 

Bei Modernisierung auf
grüne Heiztechnik setzen

Nach Schätzungen der deut-
schen Energieagentur (Dena)
entsprechen etwa zwei Drittel
der 17 Mio. Wohngebäude im
Bundesgebiet nicht dem neues-
ten Stand der Haus- und Gebäu-
detechnik. Die in vielen Fällen
längst überfällige Modernisie-
rung der eigenen vier Wände bie-
tet zudem eine gute Gelegenheit,
um auf erneuerbare Energien
umzusteigen. Die KfW Förder-
bank unterstützt solche Vorha-
ben aus ihrem Programm
„Wohnraum Modernisieren“. Für
Maßnahmen, die eine Reduzie-
rung des Energieverbrauchs zum
Ziel haben, gibt es mit „Öko-
Plus“ eine besonders günstige
Fördervariante. Etwa für den Ein-
bau einer solarthermischen Anla-
ge, die Warmwasser erzeugt oder
zusätzlich die Heizung unter-
stützt. Gefördert werden ferner
umweltfreundliche Heiztechni-
ken. Etwa die Installation einer
Heizung, die ausschließlich mit
Holzpellets, Holzhackschnitzel
oder Biokraftstoffen befeuert
werden, aber auch der Einsatz
von Wärmepumpen als Ersatz für
eine herkömmliche Heizung.
Wer in den Genuss der Förder-
mittel gelangen möchte, muss
die entsprechenden Ein- und
Umbauten von Fachunterneh-
men durchführen lassen. Besitzer
von Immobilien können bei ent-
sprechenden Vorhaben pro
Wohneinheit zinsgünstige Kredi-
te bis zur Förderhöchstgrenze
von 50.000 Euro beantragen. 

Während im Programm
„Wohnraum Modernisieren“ ein-
zelne energetische Maßnahmen
im Fokus der Förderung stehen,
wird aus dem CO2-Gebäudesa-
nierungsprogramm die umfas-
sende Sanierung einer Immobilie
unter Umweltgesichtspunkten
gefördert. Damit können sich
auch Eigentümer älterer Immobi-
lien ihren Traum vom Energie-
sparhaus erfüllen. Alternativ zur
Förderung einer älteren Immobi-
lie auf Neubau-Niveau unter-
stützt das Programm auch um-
fangreiche energetische Sanie-
rungen in Form eines Maßnah-
menpakets. In diesem Zusam-
menhang ist u. a. auch die Um-
rüstung der Heizungstechnik auf
erneuerbare Energien möglich.

An umweltbewusste Häusle-
bauer wendet sich das Programm
„Ökologisch Bauen“, aus dem die
KfW Förderbank Errichtung und
Ersterwerb eines sogenannten

KfW-Energiesparhauses (40/60)
bzw. Passivhauses finanziert. Ge-
fördert wird in diesem Zusam-
menhang auch der Einbau einer
solarthermischen Anlage zur Un-
terstützung der klassischen Zen-
tralheizung. Heizungsanlagen,
die ausschließlich mit erneuerba-
ren Energien betrieben werden,
sind im Förderkatalog ebenso zu
finden wie Holzvergaser-Zentral-
heizungen (mit einem Wirkungs-
grad von mindestens 90 Pro-
zent), Wärmepumpen, Erdwär-
me-Übertrager sowie Anlagen zur
Kraft-Wärme-Kopplung. Die KfW
finanziert wiederum bis 50.000
Euro pro Wohneinheit über zins-
günstige Kredite mit sehr langen
Laufzeiten. Wie bei allen KfW-
Produkten sind Förderanträge
vor Beginn des Vorhabens und
über die Hausbank zu stellen.

Aktuelle Programme und Zins-
sätze im Internet unter:
www.kfw-foerderbank.de.

KfW Förderbank unterstützt Strom 
und Wärme aus Öko-Energien

Wenn Sie Ihr Haus nicht kom-
plett energetisch sanieren wol-
len, sondern lediglich einzelne
energiesparende Maßnahmen
durchführen möchten, dann
können Sie diese mit dem KfW-
Programm Wohnraum Moderni-
sieren finanzieren.

Grundsätzlich gibt es zwei We-
ge, ein Darlehen zu erhalten:
• Energetische Sanierung auf
Neubau-Niveau nach EnEV oder
• Durchführung von möglichen
Maßnahmenpaketen

Sie haben außerdem die Wahl:
Zuschuss oder KfW-Kredit für
die energetische Sanierung Ihres
Altbaus. Die neue Zuschussvari-
ante ist für diejenigen interes-
sant, die für Energiespar-Investi-
tionen in ihrem Altbau keinen
Kredit aufnehmen wollen oder
können.

Für beide Varianten gilt: Richt-
schnur für die energetische Sanie-
rung von Altbauten ist das „Neu-
bau-Niveau“. Wenn Sie wissen,
dass Sie das Neubau-Niveau nicht
erreichen werden, aber dennoch
ein ganzes Maßnahmenpaket
durchführen wollen, das zu einer
erheblichen Energieeinsparung
führt, können Sie ebenfalls eine
Förderung bekommen.

Das Wichtigste zur Zu-
schuss-Variante

Eigentümer von Ein- oder
Zweifamilienhäusern bzw. Eigen-
tumswohnungen können die Zu-
schussvariante aus dem CO2-Ge-
bäudesanierungsprogramm in
Anspruch nehmen.

Wer bekommt einen Zu-
schuss? Eigentümer von selbst
genutzten oder vermieteten Ein-
und Zweifamilienhäusern sowie
Eigentumswohnungen. Der Ei-
gentümer muss eine Privatperson
sein.

Wie viel Zuschuss gibt es? Die
Höhe des Zuschusses hängt da-
von ab, wie niedrig der Energie-
verbrauch nach der Sanierung ist.
• 17,5 Prozent Zuschuss, höchs-
tens 8750 Euro pro Wohnein-
heit, wenn Sie nach der Sanie-
rung einen Energieverbrauch ha-
ben, der mindestens 30 Prozent
unter dem Neubau-Niveau liegt, 
• 10 Prozent Zuschuss, höchs-
tens 5000 Euro pro Wohnein-
heit, wenn Sie nach der Sanie-
rung einen Energieverbrauch ha-
ben, der dem Neubau-Niveau
entspricht, 
• 5 Prozent Zuschuss, höchstens
2500 Euro pro Wohneinheit,
wenn Sie das Neubauniveau zwar
nicht erreichen, aber dennoch
ein Maßnahmenpaket durchfüh-
ren, das zu einer erheblichen
Energieeinsparung führt. 

Wo wird der Zuschuss bean-
tragt? Den Antrag stellen Sie di-
rekt bei der KfW, und zwar vor
Beginn der Sanierung. Nach der
erfolgreichen Sanierung über-
weist die KfW den Zuschuss auf
Ihr Konto. 

Das Wichtigste zur Kredit-
variante

Diese Variante des CO2-Gebäu-
desanierungsprogramms eignet
sich für alle, die umfangreiche

energetische Investitionen güns-
tig finanzieren wollen.

Wer bekommt einen Kredit?
Hier hat sich nichts geändert. Je-
der, der Wohnungen oder Wohn-
häuser energetisch saniert, kann
den KfW-Kredit nutzen.

Wie viel Kredit gibt es? Es gibt
generell bis zu 50.000 Euro je
Wohneinheit. Wenn Sie das Neu-
bau-Niveau erreichen oder sogar
darunter bleiben, müssen Sie we-
niger zurückzahlen. Sie erhalten
einen sogenannten Tilgungszu-
schuss. 

Die Höhe hängt davon ab, wie
niedrig der Energieverbrauch
nach der Sanierung ist:
• 12,5 Prozent Tilgungszuschuss,
höchstens 6250 Euro pro Wohn-
einheit, wenn Sie nach der Sa-
nierung einen Energieverbrauch
haben, der mindestens 30 Pro-

zent unter dem Neubau-Niveau
liegt, 
• 5 Prozent Tilgungszuschuss,
höchstens 2500 Euro pro Wohn-
einheit, wenn Sie nach der Sanie-
rung einen Energieverbrauch ha-
ben, der dem Neubau-Niveau
entspricht. 

Wo wird der Kredit bean-
tragt? Den Antrag stellen Sie bei
Ihrer Hausbank, und zwar vor
Beginn der Sanierung. Nach der
erfolgreichen Sanierung wird der
Tilgungszuschuss auf Ihrem Kre-
ditkonto gutgeschrieben. 

Noch Fragen zur Kreditvari-
ante? Die Berater/-innen des In-
focenters der KfW Förderbank
sind unter der Servicenummer
01801/335577 montags bis frei-
tags, jeweils von 7.30 Uhr bis
18.30 Uhr erreichbar und bera-
ten zu Förderangeboten.

CO2-Gebäudesanierungsprogramm 
jetzt auch mit Zuschussvariante

Wie uns die KfW Förderbank mitteilt, gibt es jetzt im Internet
überarbeitete Tilgungsrechner für die Programme
• KfW-Wohneigentumsprogramm
• CO2-Gebäudesanierungsprogramm
• Wohnraum Modernisieren
• Ökologisch Bauen
• Solarstrom Erzeugen
• sowie den Tilgungsrechner für Ratenkredite,
die ab sofort auch den Effektivzinssatz ausweisen. Damit wird
die Berechnung des Zinssatzes erleichtert.

Telefonische Anfragen zum Produkt- und Serviceangebot der
KfW Bankengruppe beantworten deren Infocenter montags bis
freitags jeweils von 7.30 Uhr bis 18.30 Uhr. Die aktuelle Kondi-
tionenübersicht steht im Internet (www.kfw-foerderbank.de)
oder als Fax-Abruf (069/74314214) zur Verfügung.

Kredit-Tilgungsrechner

Die Enquete-Kommission des
Landtags hat kürzlich über die
Stadt-Umland-Beziehungen am
Beispiel des Raumes um Rostock
beraten. Der Rostocker Finanzse-
nator und stellvertretende Ober-
bürgermeister Georg Scholze
(CDU) erklärte dazu, die Hanse-
stadt wolle ihre Finanzprobleme
nicht über Eingemeindungen der
Nachbarschaftsgemeinden lösen.
Diese Erklärung sei von den Um-
landvertretern erfreut zur Kennt-
nis genommen worden. Sie stre-
be stattdessen eine stärkere Be-
rücksichtigung beim Finanzaus-
gleich an. Gerade im sozialen
und kulturellen Bereich sowie im
Nahverkehr profitiere das Um-

land vom Oberzentrum Rostock.
Zunehmend erleben jedoch die
größeren Städte, dass Umlandbe-
wohner nicht nur kulturelle und
städtische Einrichtungen für ihre
Zwecke nutzen, was ja letztlich
legitim wäre, sondern neben der
allgemeinen städtischen Infra-
struktur auch die Entsorgungs-
einrichtungen der Stadtbezirke
zur privaten Müllentsorgung
nutzen, um selbst Müllentsor-
gungsgebühren vor Ort zu spa-
ren. Und dies auf Steuerkosten
der Bewohner der größeren Ge-
meinden oder Städte. Das dieses
Handeln strafbar ist, wird von
den gewitzten „Müllexporteu-
ren“ meist übersehen. 

Stadt-Umland-Beziehungen
sind neu zu überdenken

Als Vermieter kann man die
Verkehrssicherungspflicht auch
auf dritte Personen, z.B. die Mie-
ter oder einen Hausverwalter,
übertragen. Dies schließt eine
Auswahl- und Kontrollpflicht des
Vermieters allerdings nicht aus.

Damit mögliche Regressansprü-
che Dritter nicht zu Vermögens-
einbußen führen, sollte der
Haus- und Grundeigentümer ei-
ne entsprechende Haftpflichtver-
sicherung abschließen. 

Im Fall eines vermieteten Ob-

Haftpflichtversicherungen
jektes schützt die Haus- und
Grundbesitzerhaftpflicht, be-
wohnt der Eigentümer das Haus
selbst, kommt die Privathaft-
pflichtversicherung zum Tragen.
Manchmal reicht z. B. ein un-
achtsamer Schritt auf Fußwegen
mit Gitterrosten aus, um schwere
Verletzungen zu verursachen.
Gitterroste auf Lichtschächten
oder Fußabtretern sollen eigent-
lich ungewollte Abstürze verhin-
dern. Doch was, wenn Mensch
und Rost zu Fall gebracht wer-
den? 

Herr Wegener von der Grundei-
gentümer-Versicherung VVaG erläu-
tert unseren Mitgliedern von Haus&
Grund Mecklenburg-Vorpommern
einen solchen Haftungsfall.

Der Fall: Ein Paketzusteller
musste im vermieteten Haus des
Versicherungsnehmers eine Post-
sendung ausliefern. Beim Verlas-
sen des Hauses trat er auf den
Fußabstreifer (Gitterrost) vor
dem Treppenabsatz. Die Veran-
kerung des Rostes hatte sich ge-
lockert, wodurch es sich ein we-
nig senkte und der Postzusteller
hängen blieb und stürzte. Die
Folge: Ein Bänderriss und gebro-
chener Fußknöchel. Der Geschä-

digte verlangte vom Hauseigen-
tümer Schadenersatz.

Die Versicherungsfrage:
Grundsätzlich besteht eine
Pflicht zur Sicherung von Gefah-
renquellen, die sog. Verkehrssi-
cherungspflicht. Dies gilt beson-
ders, wenn gefährliche Stellen
dem allgemeinen Verkehr – also
auch Fußgängern – ausgesetzt
werden. Wird diese Verpflich-
tung missachtet und kommt es
zu Schäden durch die Gefahren-
quellen, sind meist Schadener-
satzansprüche die Folge. Im vor-
liegenden Fall hatte der Hausei-
gentümer und Vermieter die Ver-
pflichtung das Gitterrost regel-
mäßig durch Augenschein und
Belastungsprobe zu kontrollieren
und bei Feststellung eines De-
fekts für die Instandhaltung zu
sorgen. Zwar wurde bereits ein
Handwerker beauftragt, der den
Betonrand erneuern sollte, aller-
dings war dies zum Unfallzeit-
punkt noch nicht geschehen.
Der Eigentümer hätte daher die
erkannte Gefahrenstelle absi-
chern müssen. Deshalb liegt ein
Verschulden des Eigentümers vor
und er ist schadenersatzpflichtig.
Mit den Regressansprüchen über

die Krankenbehandlung können
schnell große Summen zusam-
menkommen. Deshalb ist es rat-
sam als Eigentümer eine Haus-
und Grundbesitzerhaftpflichtver-
sicherung abzuschließen. Diese
kommt für Schäden auf, die
durch das vermietete Eigentum
Dritten gegenüber entstehen.

Tolles Massivhaus mit Garten in
landschaftlich reizvoller Umgebung
am Schweriner See.
Nutzung: Zwei abgeschlossene Woh-
nungen (ca. 90 und 100 m2) oder als
Büro bzw. Praxis und Wohnetage;
Neubau 12/1996; Verkauf direkt vom
Eigentümer; Preis: 225.000 Euro VB.
Ausführliche Infos unter Tel.: 0172/
3858959 oder 0385/20198060

Anzeige
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Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus&Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 03971/243130 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 038847/54526 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 039601/21660 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (od. tel.Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 038206/7060 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 03834/500159 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 03883/722271 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 039932/13953 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 0395/4211749 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 03981/206264 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 03871/265184 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 03821/812976 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 0381/455874 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Werner Murzynowski 03831/290407 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973/43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 03991/64300 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 03836/600439 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 038392/22317 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus&Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V/Präsident Lutz Heinecke 0385/5777410 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 0385/2075213 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 0172/3858959) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 0381/4900026 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 0385/5777408 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Eigentlich sucht sich der Ver-
mieter seine Mieter selbst aus.
Wenig bekannt sind die §§ 5 und
6 Hausratsverordnung (Hausrats-
VO), bei deren Anwendung es
anders kommen kann. Die Haus-
ratsVO kommt zum Tragen,
wenn im Zuge eines Eheschei-
dungsverfahrens Streit über die
zukünftige Nutzung der Ehewoh-
nung besteht, was in der Praxis
recht häufig der Fall ist. 

Die §§ 5 und 6 HausratsVO er-
möglichen es dem Familienrich-
ter, die Rechtsverhältnisse an der
Wohnung neu zu gestalten. Er
kann beispielsweise die bisherige
gemeinsame Ehewohnung einem
Ehegatten allein zuweisen und in
diesem Zuge den anderen Ehe-
gatten aus dem Mietverhältnis
entlassen. Wenn die Wohnung
teilbar ist, kann der Familienrich-
ter sie unter den Ehegatten auf-
teilen und eine entsprechende
Teilung des Mietverhältnisses
vornehmem. Dies alles geht auch
gegen den Willen des Vermieters.
Im Grundsatz sollen Sicherungs-
anordnungen zugunsten des Ver-
mieters ergehen. Solche Siche-
rungen können z.B. darin beste-

hen, dass die weitere Mithaftung
des ausziehenden Ehegatten für
Verbindlichkeiten aus dem Miet-
verhältnis angeordnet wird. Das
kann auch zeitlich und der Höhe
nach begrenzt geschehen. 

Praxistipp

In dem Verfahren über die Ehe-
wohnung muss der Vermieter
vom Familiengericht beteiligt
werden. Wir raten dringend da-
zu, in einem solchen Beteili-
gungsverfahren auf das Siche-
rungsbedürfnis hinzuweisen und
darauf zu bestehen, dass entspre-
chende Anordnungen getroffen
werden. Sonst kann es einem
passieren, dass der finanzstarke
Ehegatte aus dem Mietverhältnis
entlassen wird und der finanz-
schwache als einziger Mietver-
tragspartner des Vermieters zu-
rückbleibt. 

Im Übrigen ist in diesem Zu-
sammenhang zum wiederholten
Mal darauf hinzuweisen, dass
schon aus taktischen Gründen
dringend darauf geachtet werden
sollte, bei Vermietung an mehre-
re Personen auf Mieterseite, seien

sie verheiratet oder nicht, alle Be-
teiligten auf Mieterseite im Miet-
vertrag als Vertragspartner aufzu-
nehmen. Das ist schon aus takti-
schen Gründen vorbeugend für
eventuelle gerichtliche Auseinan-
dersetzungen geboten, damit
Zeugenaussagen vermieden wer-
den. 

Andererseits sollte auf Vermie-
terseite, sofern das nicht z. B. we-
gen steuerlicher Zwänge ausge-
schlossen ist, bei einer Vermie-
tung durch Ehegatten oder in
sonstigen Gemeinschaften (z. B.
Erbengemeinschaften) nach
Möglichkeit nur eine Person im
Mietvertrag als Vermieter auftre-
ten. Das sollte derjenige sein, der
keine Absprachen mit den Mie-
tern trifft, damit der im Mietver-
hältnis tätig werdende in einem
Mietprozess als Zeuge auftreten
kann. Auf Vermieterseite ist es
dann geboten, das Innenverhält-
nis zu regeln, also durch eine ver-
tragliche Vereinbarung klarzu-
stellen, dass im Innenverhältnis
wirtschaftlich beide Ehegatten
bzw. alle Gemeinschafter Vermie-
ter sein sollen. Ni SN

Nutzung der Ehewohnung während des
Ehescheidungsverfahrens

Das OLG München (Beschluss
vom 12. März 2007, Az.: 34 Wx
114/06) hatte in einem Wohn-
geldverfahren zu entscheiden.
Die Wohnungseigentümerge-
meinschaft machte gegen einen
Zwangsverwalter, der erst im De-
zember 2004 für vier Sonderei-
gentumseinheiten bestellt wor-
den war, den Saldo aus der Jah-
resabrechnung 2004 geltend. Der
Zwangsverwalter berief sich da-
rauf, er schulde nur den Betrag
aus dem Abrechnungssaldo, der
sich auf die Zeit seit der Be-
schlagnahme beziehe (sog. Auf-
teilungstheorie). Das OLG Mün-

chen hat den Zwangsverwalter
zur Zahlung des gesamten Saldos
verpflichtet und folgt damit der
sog. Fälligkeitstheorie. Entschei-
dend ist danach, ob die Forde-
rung der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft nach der Anord-
nung der Zwangsverwaltung fäl-
lig geworden ist. Abrechnungs-
salden aus Jahresabrechnungen
werden mit dem Beschluss der
Wohnungseigentümergemein-
schaft, der im entschiedenen Fall
bestandskräftig geworden war,
fällig. Dieser Beschluss war erst
im Mai 2005, also nach der Be-
schlagnahme, ergangen. 

Praxistipp 

Die vom OLG München ver-
tretene Fälligkeitstheorie ist herr-
schende Meinung in Rechtspre-
chung und Literatur. Wenn be-
kannt ist, dass die Anordnung
der Zwangsverwaltung für eine
oder mehrere Einheiten bevor-
steht, kann es sich im Einzelfall
empfehlen, Beschlüsse zu Jahres-
abrechnungen und über Sonder-
umlagen erst nach erfolgter
Anordnung der Zwangsverwal-
tung zu treffen, um so auch 
den Zwangsverwalter zu beteili-
gen. 

Zwangsverwalter haftet für Saldo aus der
Jahresabrechnung

LESERFRAGEN

Liebe Leserinnen und Leser, 

die auf dieser Seite veröffentlichten Fragen und Antworten sind in Kurzform beantwortet und können keines-
falls eine umfassende, individuelle Fach- bzw. Rechtsberatung bei Ihrem regionalen Haus&Grund-Ortsverein
ersetzen. Die Beratungszeiten der 20 Vereine des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern können Sie aus
der Vereinstabelle (Seite 6 unten) entnehmen.
Falls Sie persönlich Fragen zu aktuellen wohnungspolitischen bzw. mietrechtlichen Problemen haben, schrei-
ben oder mailen Sie an: Redaktion Haus&Grund M-V, Heinrich-Mann-Str. 11/13, 19053 Schwerin, E-Mail:
haus-u-grund-red@t-online.de

Frage: Demnächst wird bei
mir eine Wohnung im Erdge-
schoss frei. Jetzt hat sich ein
Ehepaar mit Kind bereits um die
Wohnung bemüht und diese be-
reits besichtigt. Da die Ehefrau
Rollstuhlfahrerin ist, möchten
die Bewerber jedoch die Küche
mit barrierefreiem Zugang und
einer breiteren Innentür haben,
bevor sie sich für die Wohnung
entscheiden. Ich würde den Kü-
chenbereich ggf. gleich behin-
dertengerecht umgestalten las-
sen. Was habe ich dann jedoch
alles bei der Planung zu beach-
ten?

Antwort: Für Menschen mit
Behinderungen und Rollstuhl-
benutzer ist die Planung von
Küchen besonders sorgfältig
und in enger Abstimmung mit
Ihren künftigen Bewohnern
durchzuführen. Um keine Fehl-
investition zu starten, würde ich
zunächst doch die mietvertrag-
lich notwendigen Sonderverein-
barungen fixieren, damit die
künftigen Mieter nach dem Um-
bau auch wirklich einziehen. Sie

sollten die Umgestaltung der
Bewegungsräume z.B. für Roll-
stuhlfahrer oder Gehbehinderte
stets so sichern, dass Gefahren-
quellen ausgeschlosssen sind
und die Behinderte möglichst
auch alle wichtigen Bereiche
selbst erreicht. Vermeiden Sie zu
hohe Anordnungen etc.

Übrigens: Detaillierte Pla-
nungsgrundlagen sind im DIN
18025 Teil 1 und 2 zu entneh-
men.

Wichtige Grundsätze für die
Umgestaltung: Herd, Arbeits-
platte und Spüle sollten für Roll-
stuhlfahrer möglichst übereck,
sonst nebeneinander mit Bein-
freiraum und in einer nutzerge-
rechten Arbeitshöhe angeordnet
sein.
• Die Spüle sollte mit einem
Unterputzsyphon oder Flachsy-
phon ausgestattet sein.
• Herd, Arbeitsplatte (mit vor-
derer unterbrochener Abrutsch-
sicherungskante) und Spüle
müssen für Rollstuhlbenutzer
uneingeschränkt unterfahrbar
sein.

Frage: Bei der letzen Heizöllie-
ferung 2006 hatten wir uns mit
unseren Nachbarn in der Straße
zusammengetan, um einen
günstigen Rabatt bei der Liefer-
firma zu erhalten. Das klappte
auch ganz gut. Muss ich diesen
Rabatt nun auch bei der künfti-
gen Betriebskostenabrechnung
für meine Mieter beachten?

Antwort: Ein Vermieter muss
Rabatte, die er z.B. auf Brenn-
stoffe erhält, anteilig an seine
Mieter weitergeben. Denn der
Vermieter ist kein Händler, son-

dern an Wirtschaftlichkeitsge-
bote gebunden und dazu ver-
pflichtet, da er auch an den
Heizkosten nicht zusätzlich ver-
dienen darf. Er muss neben den
Rabatten auf Einzellieferungen
auch Mengenrabatte auf Ge-
samtlieferungen oder Skonti
weitergeben. Selbst Rabatte, die
als Bonuszahlungen nachträg-
lich gewährt wurden, sind aus
mietrechtlicher Sicht anteilig
bei der Abrechnung zu berück-
sichtigen.

• Es muss eine ausreichende,
freie Bewegungsfläche in der
Küche vorhanden sein (normal:
120 cm x 120 cm, für Rollstuhl-
benutzer 150 cm x 150 cm).
• Achten Sie auf unbegrenzt
barrierefreien Zugang zu den Ar-
beitsbereichen Vorratshaltung,
Aufbewahrung, Kühlen, Zuberei-
ten, Spülen, Backen und Kochen
sowie zu allen dazu erforderli-
chen Werkzeugen und Geräten! 
• Schalter sollten nicht senk-
recht in der Vorderkante von

Geräten und Arbeitsplatte ange-
ordnet werden.
• Die Küche sollte ggf. eine me-
chanische Belüftung erhalten.
Trotzdem sollten Fenster über
tiefe Riegel zugänglich und er-
reichbar sein.
• Verwenden Sie rutschhem-
mende, leicht zu reinigende Bo-
denbeläge bzw. Fliesen.
• Alle benötigten Geräte und
Utensilien (möglichst einhand-
bedienbar) sollten direkt im Zu-
griff sowie leicht erreichbar sein.

Umbau zu einer behinderten-
gerechten Küche

Muss Vermieter ausgehandelte
Rabatte weitergeben?

In den neuen Bundesländern
ist es durchaus nicht unüblich,
dass sich öffentliche Stellen, die
Grundstücke verkaufen, ein Wie-
derkaufsrecht einräumen und
grundbuchlich sichern lassen.
Meist soll das dazu dienen, be-
stimmte Nutzungen des Grund-
stückes langfristig zu sichern und
Bodenspekulationen zu verhin-
dern.

Der Bundesgerichtshof hat mit
Urteil vom 21. Juli 2006 (Az.: V
ZR 252/05) einen Fall entschie-
den, in dem sich das Land im
Jahre 1930 beim verbilligten Ver-
kauf einer Siedlungsfläche ein
auf 90 Jahre befristetes Wieder-
kaufsrecht hatte einräumen las-
sen. Der seinerzeitige Käufer hat-
te sich verpflichtet, ein Wohn-
haus zu errichten. Das Wieder-
kaufsrecht konnte u. a. ausgeübt
werden, wenn der Käufer oder
sein Rechtsnachfolger das Wohn-

haus mehr als drei Jahre nicht
bewohnte oder bewirtschaftete.
Der Insolvenzverwalter des der-
zeitigen Eigentümers wollte ver-
kaufen und verlangte die Lö-
schung der entsprechenden Vor-
merkung zugunsten des Landes
im Grundbuch.

Mit Erfolg. Der BGH führt in
dem Urteil aus, dass nach Ablauf
von 30 Jahren davon ausgegan-
gen werden könne, dass der
Zweck des Wiederkaufsrechts (im
vorliegenden Fall: Ansiedlung
von Familien zu günstigen Kon-
ditionen und Verhinderung von
Bodenspekulation) erreicht sei.
Die öffentliche Hand müsse bei
der Frage, ob derartige Rechte
ausgeübt werden, Ermessen aus-
üben. Nach dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit könne der
Staat dem Grundstückseigentü-
mer keine beliebigen Beschrän-
kungen auferlegen. 

Zeitliche Begrenzung von
Wiederkaufsrechten

Die von dem Eigentümer einer
vermieteten Wohnung in die In-
standhaltungsrücklage gezahlten
Beträge fließen zwar aus seinem
frei verfügbaren Vermögen ab,
stellen im Abflusszeitpunkt steu-
errechtlich jedoch noch keine
Werbungskosten bei den Ein-
künften aus Vermietung und
Verpachtung dar.

Diese Gelder sind steuerlich erst
dann absetzbar, wenn der Verwal-
ter sie tatsächlich für die Erhal-
tung des gemeinschaftlichen Ei-
gentums oder für andere Maß-
nahmen ausgibt, die durch die Er-
zielung von Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung veran-
lasst sind (BFH-Beschluss vom 21.
Oktober 2005, Az.: IX B 144/05).

Instandhaltungsrücklage 
ist nicht sofort absetzbar

Wie uns Generalsekretär Stücke
vom Zentralverband mitteilte, ist
ein neues Internetportal zum
Thema Graffiti unter der Home-
page www.graffiti-info.de online
gegangen.

Das Angebot wendet sich mit
Informationen zur Vorbeugung
auch an geschädigte Haus &
Grundeigentümer. Außerdem
gibt es einen geschützten Fo-
rumsbereich für einen Erfah-
rungsaustausch der Beteiligten.
Das Projekt wird vom Europä-
ischen Zentrum für Kriminalprä-
vention unterstützt. 

Internetforum
zum Graffiti-
Problem

KURZ INFORMIERT

Eine Heizkostenabrechnung
muss nach einem Urteil des
Amtsgerichts Hamburg-Harburg
vom 16. Juni 2006 (Az.: 641 C
464/04) für die Mieter auch hin-
sichtlich der Berechnungsschrit-
te in sich verständlich und nach-
vollziehbar sein. Er habe einen
Anspruch darauf seine Abrech-
nungen wenigstens im Entfern-
testen zu verstehen. Sonst wäre
diese formell unwirksam und
nach Abschluss der Ausschluss-
frist auch nicht mehr zu heilen. 

Ein Vermieter versuchte unter
Zuhilfenahme eines Abrech-
nungsunternehmens (Firma X)
die Heiz- und Warmwasserkosten

Erläuterung der Heizkostenabrechnung 
ist erforderlich

abzurechnen. Im Hause befand
sich eine für alle Nutzer verbun-
dene Heiz- und Warmwasseranla-
ge. Die Abrechnung musste also
nach § 9 Heizkostenverordnung
anteilig erfolgen. Nach Auffas-
sung des Amtsgerichtes muss aus
der Abrechnung selbst jeder ein-
zelne Rechenschritt übersichtlich
hervorgehen, insbesondere muss
die Abrechnung erkennen lassen,
inwiefern § 9 Absatz 2 Heizkos-
tenverordnung und die dort ent-
haltene Formel mit den einzel-
nen Faktoren zur Anwendung ge-
langt sind. Die Faktoren und die
Rechenschritte müssen insoweit
in der Abrechnung erläutert wer-
den. 

Da dies hier nicht der Fall war
und die Erklärungen dann später
nach Ablauf der Ausschlussfrist
erfolgten, waren die Abrechnun-
gen – sehr zum Leitwesen des
Vermieters nicht mehr durch-
setzbar. Diese Rechtsprechung ist
äußerst problematisch, da nahe-
zu alle Rechnungen von großen
Ableseunternehmen wohl diesen
Anforderungen nicht gerecht
werden dürften. 

Es ist im Übrigen zu bezwei-
feln, dass durch Angabe kompli-
zierter Formeln und Faktoren-Be-
zeichnungen der Ablesefirmen
der Vermieter wie Mieter im Tat-
sächlichen in die Lage versetzt
wird, eine Heizkostenabrech-
nung absolut zu verstehen. Ist
ein beanstandetes Formular für
den durchschnittlichen, weder
juristisch noch betriebswirt-
schaftlich Geschulten gedanklich
nicht nachvollziehbar, wird es ei-
gentlich unwirksam, so auch der
Infodienst Recht und Steuern der
LBS (Bild). Hier liegt insbesonde-

re ein Gebiet, mit welchem sich
Vermieter konsequent gegenüber
den Abrechnungsunternehmen
wehren sollten, damit sie letzt-
lich nicht aufgrund mangelnder
Abrechnungsformulare auf Kos-
ten sitzen bleiben.

H&G M-V
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